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A. Bericht des Abgeordneten Heye 


In der 75. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 12. Juni 1959 wurde gleichzeitig mit dem die- 
sem Bericht zugrunde liegenden Antrag der Fraktion 
der DP — Umdruck 328 (neu) — die Bundesregie- 
rung in einem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Umdruck 304 — auf gef ordert, 

bei Wirtschafts- und Kreditverhandlungen mit 
ausländischen Regierungen, auch bei Verhandlun- 
gen über die wirtschaftliche Erschließung von 
überseeischen Gebieten sowie bei der Durchfüh- 
rung entsprechender Vereinbarungen die Be- 
lange der deutschen Seeschiffahrt in besonderem 
Maße zu berücksichtigten; 

bei Gewährung von Finanzierungs- und Kredit- 
hilfen in der Form von Bundeskrediten und un- 
mittelbaren Bundesgarantien durch entsprechende 
Vereinbarungen sicherzustellen, daß die Ver- 
tragspartner für die Beförderung von Gütern im 
zwischenstaatlichen Handel keine Maßnahmen 
treffen, welche die Beteiligung der deutschen 
Flagge ausschließen oder erschweren. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion wurde vom 
Bundestag einstimmig gebilligt und der vorliegende 
Antrag der Fraktion der DP an den Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten überwiesen, um dem 
Hause Gelegenheit zu geben, sich mit den in Frage 
stehenden Problemen noch eingehender zu befassen. 

Auf Grund der Erfahrungen, die während des 
halben Jahres zwischen der Sitzung des Bundes- 


tages und den neuerlichen Beratungen des Aus- 
schusses für auswärtige Angelegenheiten gemacht 
wurden, ist schon vor Beginn der Ausschußberatun- 
gen zum vorliegenden Antrag vom Berichterstatter 
der Vorschlag gemacht worden, die Empfehlungen 
dieses Antrags in bestimmter Weise zu erweitern. 

Dem Antrag der Fraktion der DP, ebenso wie der 
hierzu vorgeschlagenen Erweiterung, liegen fol- 
gende Sachverhalte zugrunde: 

Der Seeweg ist heute noch der wichtigste Ver- 
kehrsweg der Erde, der wichtigste Weg zu den mei- 
sten Export- und Importländern. Damit ist die Be- 
deutung der Seeschiffahrt in der deutschen Volks- 
wirtschaft gekennzeichnet. 

Von der wirtschaftlichen Lage der Seeschiffahrt 
werden direkt nicht nur der verhältnismäßig kleine 
Kreis der Seefahrer und der Reeder betroffen, son- 
dern auch der bodenständige Teil der Seefahrt: das 
Hafen- und Fahrwasser-, das Schlepp-, Bugsier- und 
Bagger-, das Lade- und Löschwesen, die Reederei- 
Angestellten, die Agenturen und das Heuerwesen 
mit ihren hohen Anlagewerten und dem zahlrei- 
chen seemännischen, kommerziellen und Arbeiter- 
Personal. 

Die wirtschaftliche Lage der Seeschiffahrt ist der- 
zeit ausgesprochen schlecht. Ursachen sind in erster 
Linie die große Belastung infolge der durch den 
vollkommenen Neuaufbau bedingten Fremdfinan- 
zierung und hohen Buchwerte des jungen Schiffs- 
materials. 
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Es wirken sich weiterhin aus die allgemeine in- 
ternationale Frachtenbaisse und die mangelhafte 
Ausnutzung der Ladekapazitäten und schließlich die 
Kostenvorsprünge der sog. billigen Flaggen. Von 
dieser Situation sind, wie gesagt, der bodenstän- 
dige Teil der Seeschiffahrt, der Schiffsbau und des- 
sen Ausrüstungs- und Zulieferungsdndustrien mit- 
betroffen. 

Die schwierige Position der deutschen Seeschiff- 
fahrt wird verschärft durch die von einer beträcht- 
lichen Anzahl von Staaten praktizierten Flaggen- 
diskriminierungen, gegen die sich der vorliegende 
Antrag wendet. Unter „Flaggendiskriminierung" 
werden dabei staatliche Eingriffe in das Seetrans- 
portwesen — seien es gesetzliche, seien es admini- 
strative Maßnahmen — verstanden, durch welche 
eigene Flaggen eine Förderung, fremde Flaggen 
eine Benachteiligung erfahren. Dazu dienen den 
Staaten handelsvertragliche Absprachen zur Auf- 
teilung des Ladevolumens, innerstaatliche gesetz- 
liche Vorschriften verschiedenster Art, sich vor- 
zugsweise der eigenen Flagge zu bedienen, Auf- 
lagen, die bei Regierungs- oder von der Regie- 
rung beeinflußten Käufen die Verschiffung unter 
eigener Flagge vorschreiben, und Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Ein- und Ausfuhrlizenzierung, der 
Gebührensätze usw. 

Besonders fühlbar wird das Problem der Flaggen- 
diskriminierung im Verkehr mit den wirtschaft- 
lichen Entwicklungsländern, die sich um den Auf- 
bau ihrer Handelsflotten bemühen und auf dem 
Seewege erhebliche Export- und Importgeschäfte 
abwickeln. 

Dem Ausschuß wurden für eine größere Zahl von 
Ländern im einzelnen die Maßnahmen mitgeteilt, 
die von den Regierungen veranlaßt wurden, um be- 
stimmte (z. T. hohe) Vomhundertsätze aller ein und/ 
oder ausgehenden Ladungen unter eigener Flagge 
befördern zu lassen oder um bei der Handhabung 
von Zöllen, fob-Vorschriften, Wechselkursen, Kon- 
sulargebühren und Genehmigungsverfahren die Be- 
vorzugung der eigenen gegenüber fremden Flaggen 
bei der Ein- und/oder Ausfuhr wirken zu lassen. 

Die Benachteiligungen im Wettbewerb, die der 
deutschen Handelsschiffahrt durch protektionistische 
Maßnahmen solcher Art erwachsen, wiegen in einer 
für die Seeschiffahrt konjunkturell ungünstigen Zeit 
— wie der gegenwärtigen — besonders schwer. 

Da die in Frage stehenden Diskriminierungen in 
staatlichen Maßnahmen bestehen, haben sich zu 
ihrer Abwehr private Gegenmaßnahmen als unzu- 
reichend erwiesen. Die Erfahrung zeigt, daß der 
Abbau von Flaggendiskriminierungen im staat- 
lichen Handelsverkehr nur durch staatliche Maßnah- 
men, dabei nach Möglichkeit natürlich durch ver- 
tragliche Abmachungen, angestrebt werden muß. 

Die bisherigen Bemühungen haben begrüßens- 
werterweise versucht, hierbei soweit nur möglich 
die Unterstützung der OEEC in Anspruch zu neh- 
men, eine Unterstützung, die allerdings auf Grund 
der beschränkten Einflußmöglichkeiten dieser Orga- 


nisation (und der unterschiedlichen Interessenlage 
der Partner in dieser Frage) nicht überzubewerten 
ist und das Schwergewicht der Verhandlungen auf 
bilateraler Ebene suchen läßt. Dort, wo auf dem 
Verhandlungswege der gewünschte Erfolg jedoch 
nicht erzielt werden kann, sollte die Bundesregie- 
rung sich nicht scheuen, keinen Zweifel an der 
Dringlichkeit der deutschen Forderungen zu lassen 
und gegebenenfalls einseitige Retorsionsmaßnah- 
men zu ergreifen. 

Es wird dabei anzuerkennen sein, daß politische 
Gesichtspunkte oft zu berücksichtigen sind und sein 
werden. Den Interessen der Entwicklungsländer 
am Aufbau eigener Handelsflotten sowie am Schutz 
ihrer beschränkten Devisenreserven muß somit z. B. 
ohne Zweifel in angemessenem Rahmen Rechnung 
getragen werden. 

Im Prinzip aber ist die völkerrechtliche Zulässig- 
keit geeigneter Maßnahmen eines Landes, die sich 
gegen die Benachteiligung seiner Flagge richten, 
unumstritten und von der OEEC ausdrücklich be- 
stätigt worden (66. Sitzung des Seetransportaus- 
schusses der OEEC, 21. Oktober 1954). Es ist dabei 
selbstverständlich, daß solche Maßnahmen im Ein- 
klang mit den Grundsätzen der OEEC nicht ihrer- 
seits diskriminierenden Charakter tragen dürfen. 

Die Erfahrungen seit der (einstimmigen) Verab- 
schiedung des CDU/CSU-Antrags haben, wie dem 
Ausschuß bei seinen Beratungen mitgeteilt wurde, 
gezeigt, daß die darin angeregten verstärkten Be- 
mühungen auf dem Verhandlungswege zwar in 
einigen Fällen zu Abmachungen, in denen die 
Flaggenklausel vereinbart worden sei, geführt ha- 
ben, die Lage im allgemeinen jedoch unverändert 
geblieben ist. 

Nach einmütiger Auffassung des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten ist es deshalb unerläß- 
lich, weitere energiische Maßnahmen zu ergreifen. 
Hierbei ist nach seiner Ansicht die Zusammarbedt 
der zuständigen Ressorts — insbesondere des Aus- 
wärtigen Amtes, des Bundeswirtschaftsministeriums 
und des Bundesverkehrsministeriums — zu inten- 
sivieren, um die Interessen der Seeschiffahrt bei 
allen Maßnahmen und Verhandlungen im Außen- 
handel, aber auch in Kreditabsprachen mit Entwick- 
lungsländern und Verhandlungen über wirtschaft- 
liche Erschließungsmaßnahmen sowie bei deren 
Durchführung in demselben Maße zu berücksichti- 
gen und zu schützen wie die Belange anderer Wirt- 
schaftszweige. 

Der Ausschuß hat bei diesen Erwägungen die be- 
sondere Lage der Entwicklungsländer nicht über- 
sehen. Es wurde vielmehr der Vorschlag gemacht, 
Devisenschwierigkeiten dieser Länder, soweit sie 
der Begründung von Flaggendiskriminierungen die- 
nen, durch entsprechende finanztechnische Verein- 
barungen auszuräumen, etwa in der Weise, daß 
derartige Länder die Kosten für Seetransporte auf 
deutschen Schiffen in eigener Währung zahlen 
können, während die deutschen Reeder durch 
Transaktionen der Bundesregierung das Äquivalent 
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in deutscher Währung erhalten. Es könnte dabei 
eventuell daran gedacht werden, die von den Ent- 
wicklungsländern gezahlten Beträge als Entwick- 
lungshilfe wieder im Lande selbst zu investieren. 
Finanzsachverständige der Bundesregierung sollen 
entsprechende Möglichkeiten überprüfen. 


Dieser Vorschlag hat in Nr. 6 des Antrags seinen 
Niederschlag gefunden. Dem Deutschen Bundestag 
wird vorgeschlagen, dem Antrag der Fraktion der 
DP in der vom Ausschuß für auswärtige Angelegen- 
heiten ergänzten und erweiterten Fassung seine 
Zustimmung zu erteilen. 


Bonn, den 14. Januar 1960 


Heye 

Berichterstatter 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag gibt der Erwartung Ausdruck, 
daß die Bundesregierung die Belange der deut- i 
sehen Seeschiffahrt nicht nur bei allgemeinen ^ 
Wirtschaftsverhandlungen, sondern auch bei : 
Kreditverhandlungen und bei solchen über die ' 
wirtschaftliche Erschließung sowie bei der Durch- , 
führung der getroffenen Vereinbarungen in : 
gleichem Maße wie die Interessen der übrigen i 
Wirtschaftszweige berücksichtigt. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, zu diesem ; 
Zwecke Maßnahmen zu treffen, die ein enges 
Zusammenarbeiten der beteiligten Ressorts und 
eine Abstimmung der Interessen und Forderun- ^ 
gen der einzelnen Wirtschaftszweige unterein- I 
ander — einschließlich der Seeschiffahrt — bei 
solchen Vorhaben sicherstellen. 

3. Der Bundestag regt an, daß die Bundesregierung, 
insbesondere bei Gewährung von Finanz- und 
Kredithilfen in der Form von unmittelbaren Bun- 
deskrediten und Bundesgarantien zuvor sicher- 
stellt, daß der Vertragspartner für die Beförde- 
rung von Gütern im zwischenstaatlichen Handel 
keine Maßnahmen trifft, welche die Beteiligung ; 
der deutschen Flagge ausschließen oder erschwe- 
ren. Vielmehr sollte in den Vereinbarungen eine i 
ausdrückliche Bestimmung darüber aufgenom- i 
men werden, welche die Diskriminierung einer ' 
Flagge im zwischenstaatlichen Handel ausschließt 
und die freie Flaggenwahl gewährleistet, um 
der deutschen Seeschiffahrt nach den Grund- 
sätzen des freien und fairen Wettbewerbs eine 
Beteiligung an den Seetransporten zu ermög- 
lichen. 


regt an, daß die Bundesregierung 
in Fällen, in denen ein Land Maßnahmen trifft 
oder aufrechterhält, die diesen Grundsätzen zu- 
widerlaufen und dadurch die deutsche Seeschif- 
fahrt benachteiligen, die Unterstützung der 
OEEC zur Durchsetzung der auch von ihr pro- 
klamierten Grundsätze anruft, wenn ein Einlen- 
ken des betreffenden Landes auf dem Wege 
direkter Verhandlungen zwischen den Regie- 
rungen nicht erreicht werden kann. 

5. Der Bundestag regt an, daß die Bundesregie- 
rung — sollte durch die OEEC nicht der ge- 
wünschte Erfolg zu erzielen sein — versucht, auf 
dem Wege bilateraler Regierungsverhandlungen 
zu einer Lösung zu gelangen. Dem Verhand- 
lungspartner sollte dabei zum Ausdruck ge- 
bracht werden, daß sich die Regierung der Bun- 
desrepublik Vorbehalten müsse, im Falle des 
Mißlingens auch dieses Versuches von sich aus 
alle Maßnahmen zu ergreifen, die zum Schutze 
der deutschen Flagge für angemessen erachtet 
werden. 

6. Der Bundestag empfiehlt der Bundesregierung, 
dafür Sorge zu tragen, daß Devisenschwierig- 
keiten in den entwicklungsfähigen Ländern, mit 
denen Flaggendiskriminierungen begründet wer- 
den, durch entsprechende finanztechnische Ver- 
einbarungen ausgeräumt werden. 

7. Der Bundestag gibt der Erwartung Ausdruck, 
daß Vertreter des Bundesverkehrsministeriums 
bei solchen Verhandlungen von Beginn an, und 
zwar schon bei deren Vorbereitung, eingeschal- 
tet werden, um die von ihm vertretenen Belange 
der Seeschiffahrt rechtzeitig zur Geltung zu 
bringen. 


B. Antrag des Ausschusses 

I 4. Der Bundestag 


Bonn, den 14. Januar 1960 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Furier Heye 

Vorsitzender Berichterstatter 
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